
 
 

Beschlussvorlage 

 
Amt: Amt für Stadtplanung und - entwicklung TOP: ______ 

Vorl.Nr.: V/2014/3629 Anlage Nr.: ______ 

Datum: 09.10.2014  

 
 
Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich 

Rat 20.10.2014 öffentlich 
 
 
 
Tagesordnung 

 
Bebauungsplan Nr. 04.1/2 Hennef (Sieg) - Bröl, In der Fuchskaule, 2. Änderung; 
1. Beratung und Beschluss über die eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeiti-

gen Beteiligung gem. §§ 13a i.V.m. 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und der 
öffentlichen Auslegung gem. §§ 13a i.V.m. 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB 

2. Satzungsbeschluss 
 
 
Beschlussvorschlag 

 
Der Rat der Stadt Hennef (Sieg) beschließt: 

 
1. Der Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB und der öffentli-
chen Auslegung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB wird wie folgt 
zugestimmt: 
 

1.1  Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Betei-

ligung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

 

zu T1, Rhein-Sieg-Kreis 
 mit Schreiben vom 20.12.2013 
 
Stellungnahme: 
Natur- und Landschaftsschutz 
Gegen die beabsichtigte Planung bestehen unter Berücksichtigung der vorliegenden Un-
terlagen grundsätzlich keine Bedenken. Eine abschließende Stellungnahme kann erst 
nach Vorlage der artenschutzrechtlichen Prüfung erfolgen. 
 
Abwägung: 
Die Artenschutzrechtliche Prüfung ist Bestandteil der Unterlagen zur Öffentlichen Ausle-
gung. 
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Stellungnahme: 
Grundwasser- und Bodenschutz 
Altlasten: 
Es wird angeregt, die „Gutachterliche Stellungnahme zu orientierenden umwelttechni-
schen Bodenuntersuchungen im Rahmen einer Gefährdungsabschätzung“ des igb Inge-
nieurgeologisches Büro Gey & John GbR, Münster vom 27. Mai 2008 dem Erläute-
rungsbericht beizufügen. Ferner soll darauf hingewiesen werden, dass bei einer Anliefe-
rung von kulturfähigem Boden (Mutterboden) für die Hausgärten und den Kinderspiel-
platz die Vorsorgewerte der Bundesbodenschutzverordnung einzuhalten sind. 
 
Begründung: 
Bei der Begutachtung wurden ausgewählte chemische Parameter zur Bewertung der 
Entsorgungsmöglichkeiten von Bodenaushub herangezogen. Aufgrund der elektrischen 
Leitfähigkeit im Eluat kann der Boden nach LAGA-Boden 2004 als Z1.2-Material verwer-
tet werden. Vollständige Deklarationsanalysen wurden nicht durchgeführt. Die vorlie-
genden chemischen Untersuchungen sollten in die Planung der weiteren Deklarations-
untersuchungen, als Grundlage für eine ordnungsgemäße Entsorgung des anfallenden 
Bodenaushubs, einfließen können. 
Auf dem Altstandort wurden flächendeckende Bodenauffüllungen angetroffen, so dass 
im Zuge der Gestaltung der Hausgärten und des Kinderspielplatzes mit einem Aufbrin-
gen von kulturfähigem Boden zu rechnen ist. 
Hinweis: 
Die von der Änderung des Bebauungsplans betroffenen Flächen sind im Altlasten- und 
Hinweisflächenkataster des Rhein-Sieg-Kreises unter der Nummer 5209-1292 als Alt-
standort registriert. Die o.a. gutachterliche Stellungnahme kommt zu der Einschätzung, 
dass eine Gefährdung der Schutzgüter Mensch und Grundwasser nicht zu besorgen ist. 
Dieser Einschätzung schließt sich der Rhein-Sieg-Kreis, Amt für technischen Umwelt-
schutz, an. 
 
Abwägung: 
Die „Gutachterliche Stellungnahme zu orientierenden umwelttechnischen Bodenunter-
suchungen im Rahmen einer Gefährdungsabschätzung“ des igb Ingenieurgeologisches 
Büro Gey & John GbR, Münster vom 27. Mai 2008 wird der Begründung zum Bebau-
ungsplan als Anlage zugefügt. 
 
In den Bebauungsplan werden Hinweise bezüglich der Anlieferung von Mutterboden 
sowie der Eintragung im Altlasten- und Hinweisflächenkatasters aufgenommen. 
 
Stellungnahme: 
Abfallwirtschaft 
Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender wasserrechtlicher Er-
laubnis zulässig. 
 
Im Rahmen der Baureifmachung der Grundstücke anfallendes bauschutthaltiges oder 
organoleptisch auffälliges Bodenmaterial (z.B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsge-
mäß zu entsorgen. 
 
Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem 
Rhein-Sieg-Kreis – Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft“ – anzuzeigen. Dazu ist die 
Entsorgungsanlage anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Ein-
baubaustelle vorzulegen. 
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Abwägung: 

Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 
Stellungnahme: 
Abwasserbeseitigung 
Das anfallende Niederschlagswasser ist auf erstmals zu überbauenden Grundstücken 
gemäß § 51a, Absatz 1 Landeswassergesetz zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah 
direkt und ohne Vermischung mit Schmutzwasser über eine Kanalisation in ein Gewäs-
ser einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich 
ist. Der Nachweis der Gemeinwohlverträglichkeit ist von der Gemeinde zu führen und mit 
dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für technischen Umweltschutz, abzustimmen. 
 
Ausgenommen von der o.g. Verpflichtung des § 51a, Absatz 1 LWG sind Bereiche, die 
gemäß einer genehmigten Kanalnetzplanung über ein Mischwassernetz entwässert 
werden sollen, wenn der technische und der wirtschaftliche Aufwand zur ortsnahen Nie-
derschlagswasserbeseitigung unverhältnismäßig sind. 
Ob die Voraussetzungen für eine Ausnahme erfüllt sind, ist zu prüfen. 
 
Abwägung: 
Der Planbereich liegt bereits im Bereich einer genehmigten Kanalnetzplanung. Das Nie-
derschlagswasser wird dem vorhandenen Mischwasserkanal zugeführt. 
 
Stellungnahme: 
Einsatz erneuerbarer Energien 
Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch 
Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der An-
passung an den Klimawandel dienen Rechnungen getragen werden. 
Es wird angeregt, bei der Aufstellung des Bebauungsplanes auch die Energieeffizienz 
möglicher Baumaßnahmen zu berücksichtigen und den Einsatz erneuerbarer Energien 
zur dezentralen Erzeugung von Wärme und Strom im Baugebiet zu prüfen. 
 
Abwägung: 
Um den Bauherren die Möglichkeit zu geben, die Gebäude hinsichtlich der Energieeffizi-
enz optimal auszurichten, wurde auf die Festsetzung der Firstrichtung verzichtet und die 
Baufelder großzügig gewählt. Den Bauherren ist es freigestellt, über die Vorgaben der 
Energie-Einsparverordnung und des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes hinaus zu-
sätzliche Maßnahmen, wie beispielsweise der Einsatz erneuerbarer Energien zur Erzeu-
gung von Wärme und Strom, zu ergreifen. 
 
zu T2, rhenag 
 mit Schreiben vom 19.12.2013 
 
Stellungnahme: 
Gegen die Änderung des Bebauungsplanes bestehen keine Bedenken. 
 
Das Plangebiet kann über eine Netzerweiterung der vorhandenen Gas- und Wasserlei-
tungen erschlossen werden. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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zu T3, RSAG mbH 
 mit Schreiben vom 18.12.2013 
 
Stellungnahme: 
Von Seiten der Rhein-Sieg-Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH (RSAG) werden zu dem 
Bebauungsplan in der vorgesehenen Lage keine Bedenken erhoben. 
 
Die Wiedernutzbarmachung oder Nachverdichtung von Flächen, die der Innenentwick-
lung dient, werden den Verlauf der Abfallentsorgung nicht wesentlich verändern. 
 
Die Erschließungsstraße, welche über das Plangrundstück führt, ist als öffentliche Ver-
kehrsstraße zwischen den Straßen „In der Fuchskaule“ und „Am Floß“ geplant. Mit einer 
Verkehrsfläche von # 5,50 m ist die Planstraße für die Abfallsammelfahrzeuge ausrei-
chend dimensioniert. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu T4, PLEdoc GmbH 
 mit Schreiben vom 04.12.2013 (Eingang per E-Mail) 
 
Stellungnahme: 
Der in der Anlage gekennzeichnete Bereich berührt keine Versorgungseinrichtungen der 
nachstehend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber: 
- Open Grid Europe GmbH, Essen (ehemals E.ON Gastransport GmbH) 
- Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen (ehemals E.ON Ruhrgas AG) 
- Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Nürnberg 
- GasLINE Telekommunikationsnetzes. deutscher Gasversorgungsunternehmen mbH & 

Co. KG, Straelen 
- Mittel-Europäische Gastransportleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 
- Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 
- Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund 
- Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 
 
Sollte der Geltungsbereich bzw. das Projekt erweitert oder verlagert werden oder der 
Arbeitsraum die dargestellten Projektgrenzen überschreiten, so bitten wir um unverzügli-
che Benachrichtigung. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu T5, Westnetz – Regionalzentrum Sieg 
 mit Schreiben vom 18.12.2013 
 
Stellungnahme: 
Es wird mitgeteilt, dass keine Bedenken gegen das Verfahren bestehen. 
 
Im Planbereich befinden sich jedoch ein Kabelverteilerschrank (KVS) und Versorgungs-
leitungen. Die Lage ist der beigefügten Bestandskopie zu entnehmen. 
 
Es wird darum gebeten, diese Anlagen nachrichtlich in den Bebauungsplan zu über-
nehmen. 
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Abwägung: 
Im Bebauungsplan werden entsprechend der Bestandsplankopie Flächen mit Leitungs-
recht zur Sicherung der vorhandenen Leitungen und des Kabelverteilerschrankes einge-
tragen. 

 
1.2 Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichen Aus-

legung gem. § 13a i.V.m. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
 
zu T1, RSAG 
mit Schreiben vom 17.06.2014 
 
Stellungnahme: 
Die Wiedernutzbarmachung der Fläche wird den Verlauf der Abfallentsorgung nicht we-
sentlich verändern. Die neue Planstraße ist ausreichend dimensioniert. Es erfolgen Hin-
weise auf sicherheitstechnische Anforderungen. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 

2. Gemäß § 13a i.V.m. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBI. I S.2141), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 15.07.2014 (BGBI I S. 954) und § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein- Westfalen (GO NW) in der Fassung vom 14.07.1994 (GV.NRW. 
S.666/SGV.NW 2023), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19.12.2013 
(GV.NRW.S.878), werden die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 04.1/2 Hennef 
(Sieg) – Bröl, In der Fuchskaule mit Text als Satzung und die Begründung hierzu 
beschlossen. 

 
Begründung 

 
Die Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteili-
gung und der Offenlage sind in den Sitzungen des Ausschusses für Stadtgestaltung und Pla-
nung am 06.02.2014 (Abstimmungsergebnis: einstimmig) und am 24.09.2014 (Abstimmungser-
gebnis: einstimmig) beraten worden. Sie werden nunmehr dem Rat der Stadt Hennef zum Be-
schluss empfohlen.  
 
 
Auswirkungen auf den Haushalt 

 

 Keine Auswirkungen  Kosten der Maßnahme 

 
 
Bei planungsrelevanten Vorhaben 

 
Der Inhalt des Beschlussvorschlages stimmt mit den Aussagen / Vorgaben 

des Flächennutzungsplanes  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 

der Jugendhilfeplanung  überein  nicht überein (siehe Anl.Nr.      ) 
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Mitzeichnung: 
 
Name:  Paraphe:  Name:  Paraphe: 

      
 

           

      

 
           

      

 
           

 
 
 
Hennef (Sieg), den 09.10.2014 
 
 
 
 
 
 
K. Pipke  
 
 


	Zuständig
	Typ
	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Kontrollkästchen13
	Kontrollkästchen14
	Text13
	Kontrollkästchen15
	Kontrollkästchen16
	Text14
	Text17
	Text20
	Text18
	Text21
	Text19
	Text22
	Anlage

